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Die Bilanzierung der kleinen Kapitalgesellschaften

Die Größe entscheidet! Das deutsche Bilanzrecht gilt zwar zunächst einmal für 
alle Kaufleute und damit auch für alle Kapitalgesellschaften (& Co.). Kleinste 
und kleine Kapitalgesellschaften (& Co.) genießen jedoch zahlreiche Erleich-
terungen bei der Aufstellung und Offenlegung des Jahresabschlusses. Welche 
Erleichterungen in Anspruch genommen werden können, darüber informiert 
und berät dieses Buch. 

Doch mehr noch: Von den handelsrechtlichen GoB über die korrekte Abbil-
dung jedes Bilanzpostens bis hin zu den Auswirkungen bei Pflichtverletzungen 
werden praxisnah alle Themen rund um Bilanzierung, Aufstellung und Offen-
legung des Jahresabschlusses kleiner Kapitalgesellschaften erläutert. Ganz 
aktuell zeigen die Verfasser auch die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
den Jahresabschluss auf. Ebenso wird auf die Besonderheiten der unterschied-
lichen Rechtsformen (UG (haftungsbeschränkt), GmbH, GmbH & Co. KG, AG 
und Genossenschaften) eingegangen. Leicht verständliche Praxishinweise, 
 Beispiele und Checklisten bieten Unterstützung und Entscheidungshilfen bei 
der Aufstellung des Abschlusses. 

Die neu strukturierte 3. Auflage klärt aber nicht nur die Einzelfragen der 
 Bilanzierung, sondern auch die der Anpassungen durch Betriebsprüfungen. 
 Zudem wird erläutert, was bei der Feststellung des Jahresabschlusses und bei 
der  Ergebnisverwendung zu beachten ist. Die hier neu beschriebenen Best 
Practice Lösungen bieten passgenaue Empfehlungen für die kleinen Kapital-
gesellschaften.
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Die gesetzlichen Vertreter der Åber eine Million kleinen Kapitalgesellschaften und der kleinen
haftungsbeschr�nkten Personenhandelsgesellschaften (z. B. GmbH & Co. KG) mÅssen einen han-
delsrechtlichen Jahresabschluss aufstellen, feststellen und im Bundesanzeiger offen legen.
Kleinstkapitalgesellschaften kÇnnen von der Hinterlegungsoption Gebrauch machen.

Das vorliegende Buch soll helfen, die bei der Aufstellung und Offenlegung des Jahresabschlusses
auftretenden Fragen, die sich den gesetzlichen Vertretern und ihren (Steuer-)Beratern gelegent-
lich stellen, zu beantworten. Es ist eine Handreichung fÅr die Praxis mit dem Themenfokus
„rund um den Jahresabschluss“ der kleinen Gesellschaften. Aussagen Åber die PrÅfung des Jah-
resabschlusses, Åber den Lagebericht oder gar Åber Besonderheiten der kapitalmarktorientier-
ten Unternehmen werden Sie daher hier nicht finden – dafÅr aber genau die Themen, die fÅr
kleine Gesellschaften von besonderer Bedeutung sind.

Das Buch ist prozessual aufgebaut: Nach einer kurzen EinfÅhrung zum einschl�gigen Bilanz-
recht geht es um den persÇnlichen Anwendungsbereich (Rechtsformen, GrÇßenklassen), um die
Bilanzierung und schließlich um die Aufstellung des Jahresabschlusses und seine Offenlegung.
Dabei finden Sie die Hilfestellungen und Gestaltungshinweise „auf den Punkt“ gebracht; hier
seien nur einige Beispiele genannt:

" Sie finden eine Liste, wer zu den Arbeitnehmern z�hlt, damit die GrÇßeneinstufung zutref-
fend gelingt.

" Sie erfahren in Beispielen Åber die Bedeutung des nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehl-
betrags auf die zur GrÇßeneinstufung wichtige Bilanzsumme.

" Checklisten zu jedem Bilanzposten unterstÅtzen Sie in Ihrer praktischen Arbeit fÅr eine zu-
treffende Bilanzierung.

" Ein ABC der UmsatzerlÇse kl�rt Zweifelsfragen beim korrekten Ausweis der Ertr�ge.

" Die Checkliste fÅr den Anhang hilft Ihnen zielgenau bei dessen Aufstellung.

Im Vergleich zu den Vorauflagen hat sich nicht nur der Titel ge�ndert (bisher „Jahresabschluss
der Klein- und Kleinstkapitalgesellschaften“), wir haben ebenso den Bilanzierungsteil – es sind
jetzt die Kapitel sechs und sieben – erheblich erweitert. Es ist mir eine große Freude, fÅr die Be-
arbeitung dieses Teils Herrn WP/StB Wolfgang Eggert gewonnen zu haben, der hier seine jahr-
zehntelange Erfahrung bei der Bilanzierung und Abschlussaufstellung von kleinen Gesellschaf-
ten eingebracht und dabei auch regelm�ßig die Verbindung zur Steuerbilanz hergestellt hat.
Herr Eggert ist daher ab dieser Auflage als Mitverfasser genannt.

Dem Verlag, insbesondere Frau Melanie Wagner, Frau Kristina Arndt, Herrn Christoph Linke-
mann und Herrn Daniel Knorr, sind wir fÅr die erneut sehr konstruktive Zusammenarbeit dank-
bar.

MÇgliche Fehler gehen allein zu Lasten der Autoren, die sich auch Åber Anregungen, Kritik und
Verbesserungsvorschl�ge freuen.

Bochum, im Juni 2020 Carsten Theile
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7 Bilanzierung

7.1 Zum Verh�ltnis von Handels- und Steuerbilanz

7.1.1 Das praktische BedÅrfnis

Kleine, operativ t�tige Kapitalgesellschaften (&Co.) sind h�ufig eigentÅmergefÅhrt: Ein Åber-
schaubarer Gesellschafterkreis fÅhrt zugleich die Gesch�fte.

FÅr diese Personengruppe ist traditionell die Handelsbilanz eher von geringem Interesse. Nicht
selten wird sie als notwendiges �bel angesehen. Die Aufstellung verursacht Aufwand, die Of-
fenlegung des Jahresabschlusses (bei der kleinen Kapitalgesellschaft Bilanz und Anhang, dieser
aber ohne die Angaben zur GuV) bzw. Hinterlegung einer Bilanz (bei der Kleinstkapitalgesell-
schaft) ist unerwÅnscht.

Von deutlich grÇßerem Interesse ist dagegen die steuerliche Situation mit dem Ziel einer mÇg-
lichst geringen Steuerzahllast. Also wird das Thema Bilanzierung nicht zuerst aus handelsrecht-
licher, sondern aus steuerlicher Perspektive angegangen. Zwar sind rein rechtlich betrachtet
handelsrechtliche GoB das fÅhrende System, aus dem die Steuerbilanz abgeleitet werden soll.
Faktisch dreht die Praxis die Sichtweise aber um. Zuerst wird steuerlich „gedacht“ und daraus –
mit mÇglichst wenig Abweichungen – die Handelsbilanz erstellt. Fast bÇswillig kÇnnte man for-
mulieren: Die Handelsbilanz wird zum Abfallprodukt aus der Steuerbilanz.

Bei Licht besehen bleiben allerdings mitunter Chancen ungenutzt, wenn quasi ausschließlich
die steuerliche Brille aufgesetzt wird. Seit BilMoG 2009 bestehen erhebliche MÇglichkeiten,
Handels- und Steuerbilanz getrennt zu optimieren. Ein gut aufbereiteter, informativer Jahres-
abschluss, der auch im Zwiegespr�ch mit Geldgebern, Lieferanten oder Abnehmern eingesetzt
wird, kann im Finanzierungs- und operativen Bereich helfen, bislang ungenutztes Potenzial zu
heben, ohne die steuerlichen Ziele zu vernachl�ssigen. Damit werden mÇgliche Mehraufwen-
dungen bei der Aufstellung von Handels- und Steuerbilanz auch leicht Åberkompensiert. Die
Kunst fÅr den Berater der Kapitalgesellschaft (&Co.) besteht darin, dies dem Gesellschafter-Ge-
sch�ftsfÅhrerkreis deutlich zu machen. Die Handelsbilanz verliert dann ihren Schrecken, und sie
ist beileibe kein Abfallprodukt.

7.1.2 Systematik der steuerlichen Gewinnermittlung

Kapitalgesellschaften mit Gesch�ftsleitung oder Sitz im Inland sind unbeschr�nkt kÇrperschaft-
steuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG). Die KÇrperschaftsteuer bemisst sich nach dem zu versteu-
ernden Einkommen; das ist das Einkommen nach § 8 Abs. 1 KStG, vermindert um Freibetr�ge
nach §§ 24, 25 KStG (§ 7 Abs. 1, 2 KStG). § 8 Abs. 1 KStG verweist fÅr den Einkommensbegriff
und die Ermittlung des Einkommens wiederum auf die Vorschriften des EStG und des KStG.

Der Generalverweis auf das EStG bezieht auch die EStDV mit ein. Welche Vorschriften aus dem
EStG und der EStDV im Einzelnen anzuwenden sind, konkretisiert R 8.1 KStR 2015.156

Im hier interessierenden Zusammenhang sind das vor allem der Gewinnbegriff (§ 4 Abs. 1 EStG)
und die Bestimmung des BetriebsvermÇgens (= steuerlicher Begriff fÅr das Eigenkapital, § 5

156 Vom 6.4.2016, BStBl I Sondernummer 1/2016.



7 Bilanzierung

82

Abs. 1 EStG). Dabei ist das BetriebsvermÇgen nach den handelsrechtlichen Grunds�tzen ord-
nungsm�ßiger BuchfÅhrung auszuweisen, es sei denn,

" infolge eines steuerlichen Wahlrechts wird oder wurde ein anderer Ansatz gew�hlt oder

" steuerliche Ge- oder Verbote erzwingen einen anderen Ansatz.

In der ersten Stufe der Gewinnermittlung ist also, ausgehend vom handelsrechtlichen Jahres-
ergebnis, durch steuerliche Korrekturen auf den steuerlichen Gewinn Åberzuleiten (sog. Mehr-
oder Weniger-Rechnung). Es kann auch von vornherein eine Steuerbilanz aufgestellt werden
(§ 60 Abs. 2 EStDV). Nach der Gewinnermittlungsformel (§ 4 Abs. 1 Satz 1 EStG) ergibt sich der
steuerliche Gewinn wie folgt:

BetriebsvermÇgen (= steuerliches Eigenkapital) am Schluss des Wirtschaftsjahres

- BetriebsvermÇgen (= steuerliches Eigenkapital) am Schluss des vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres

+ Entnahmen

- Einlagen

= Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG.

Da die beiden Eigenkapitalst�nde um Entnahmen und Einlagen korrigiert werden, ist der Ge-
winn auch gleich dem, der sich bei Anwendung der doppelten BuchfÅhrung unter BerÅcksichti-
gung der Mehr- oder Weniger-Rechnung aus der Gewinn- und Verlustrechnung ergibt, also der
steuerbilanzielle Gewinn. Bei Kapitalgesellschaften sind anstatt der Entnahmen die Gewinnaus-
schÅttungen vom BetriebsvermÇgen abzuziehen und anstatt der Einlagen die ZufÅhrungen
zum Eigenkapital aus dem Kreis der Gesellschafter (z. B. StammkapitalerhÇhung oder sog. ande-
re Zuzahlungen, also diejenigen nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB) hinzuzurechnen.

Sodann folgt die zweite Stufe der Gewinnermittlung, in der der steuerbilanzielle Gewinn außer-
halb der Steuerbilanz zum zu versteuernden Einkommen Åbergeleitet wird. Die hierbei anzu-
wendenden Vorschriften enth�lt R 7.1 KStR 2015, beispielsweise Korrekturen um verdeckte Ge-
winnausschÅttungen und nicht abziehbare Betriebsausgaben. Solche Korrekturen betreffen nur
jene Betr�ge, die in der ersten Gewinnermittlungsstufe erfolgswirksam erfasst worden sind.
Also sind etwa Einlagen (nur) dann zu korrigieren, wenn sie auf der ersten Gewinnermittlungs-
stufe erfolgswirksam vereinnahmt worden sind.157

Im hier vorliegenden Buch geht es ausschließlich um die Gewinnermittlung in der ersten Stufe.

7.1.3 Maßgeblichkeit und umgekehrte Maßgeblichkeit

Die umgekehrte Maßgeblichkeit, also die Maßgeblichkeit der Steuerbilanz fÅr die Handelsbilanz,
wurde mit dem BilMoG aufgehoben.158 Sie existiert nicht mehr.

Die Maßgeblichkeit der Handels- fÅr die Steuerbilanz l�sst sich seitdem in einem vierstufigen
System darstellen. Die gesetzliche Grundlage dafÅr findet sich in § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG:

157 Vgl. Schiffers, in: Schiffers/Theile, Bilanzrecht, Rz. 256.

158 Bei Interesse kÇnnen Details zur Altregelung in der Vorauflage nachgelesen werden.
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Bei Gewerbetreibenden, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, BÅcher zu fÅhren
und regelm�ßig AbschlÅsse zu machen, oder die ohne eine solche Verpflichtung BÅcher fÅhren
und regelm�ßig AbschlÅsse machen, ist fÅr den Schluss des Wirtschaftsjahres das Betriebsver-
mÇgen anzusetzen (§ 4 Abs. 1 Satz 1), das nach den handelsrechtlichen Grunds�tzen ordnungs-
m�ßiger BuchfÅhrung auszuweisen ist, es sei denn, im Rahmen der AusÅbung eines steuerlichen
Wahlrechts wird oder wurde ein anderer Ansatz gew�hlt.

Die Regelung sagt aus, dass der handelsrechtliche Jahresabschluss die Grundlage fÅr die
Besteuerung darstellt. Das ist typischerweise ein nach den Regelungen des HGB und den GoB
aufgestellter Abschluss, kann im Ausnahmefall aber auch einer sein, der nach ausl�ndischen
Rechtsnormen erstellt wurde.159

Zu erw�hnen ist zudem, dass es sich bei der Maßgeblichkeit um eine materielle und keine kon-
krete Maßgeblichkeit handelt, d. h. nicht der konkrete Inhalt der Handelsbilanz setzt die Maß-
geblichkeit, sondern die handelsrechtlichen Grunds�tze ordnungsgem�ßer BuchfÅhrung und Bi-
lanzierung.

BBEEIISSPPIIEELL:: P In der Handelsbilanz fehlt eine RÅckstellung, die aber zweifelsfrei anzusetzen gewesen w�re.
Diese RÅckstellung ist in der Steuerbilanz anzusetzen, das Finanzamt darf sie nicht mit dem Hinweis auf
die Maßgeblichkeit nicht anerkennen.160

Bei der Maßgeblichkeit ist ohne Zweifel von einer Ansatzmaßgeblichkeit auszugehen, ob eine
Bewertungsmaßgeblichkeit gegeben ist, gilt als umstritten. Eine wesentliche praktische Bedeu-
tung hat diese Frage angesichts der eigenen Bewertungsvorschriften des EStG in den §§ 6
und 7 (ff.) EStG aber nicht.

44--SSTTUUFFEENN--SSYYSSTTEEMM DDEERR MMAAßßGGEEBBLLIICCHHKKEEIITT116611

(a) §§ 238 ff. HGB und die HGB sind geltendes Recht fÅr die Steuerbilanz.

(b) Der Beschluss des GrS des BFH (2/68) ist erg�nzend zu beachten.

(c) Steuerliche Wahlrechte kÇnnen unabh�ngig von der Handelsbilanz ausgeÅbt werden.

(d) Steuerlich zwingende Abweichungen sind zu beachten.

Stufe 1 - zu (a) §§ 238 ff. HGB und die HGB sind geltendes Recht fÅr die Steuerbilanz

Die zwingende Folge aus § 5 Abs. 1 Satz 1 1. Alternative EStG ist, dass die Vorschriften §§ 238 ff.
HGB (sowie die GoB) geltendes Recht fÅr die Steuerbilanz darstellen. Insbesondere dann, wenn
keine eigene steuerliche Regelung vorhanden ist, erfolgt die unmittelbare Anwendung in der
Steuerbilanz.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: PDie Festwert- und die Gruppenbewertung (§ 240 Abs. 3 und 4 HGB) wurde im EStG nicht gere-
gelt. Die Vorschriften zur Handelsbilanz sind unmittelbar auch fÅr die Steuerbilanz gÅltig.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: PNach § 272 Abs. 1b HGB werden eigene Anteile im Ver�ußerungsfall erfolgsneutral behandelt.
Die Buchungen erfolgen ausschließlich im Eigenkapital, aber nicht in der Gewinn- und Verlustrechnung.
Steuerlich „fehlt“ eine Regelung zu den eigenen Anteilen, sodass aufgrund der Maßgeblichkeit der Vor-
gang auch steuerlich erfolgsneutral zu behandeln ist.162

159 BFH, Urteil vom 14.11.2108 - I R 81/16.

160 BFH, Urteil vom 13.6.2006 - I R 58/05.

161 Auch wenn der hier verwendete Begriff des 4-Stufen-Systems nicht von der Finanzverwaltung verwendet wird, stehen
die AusfÅhrung dennoch im Einklang mit dem maßgeblichem BMF-Schreiben vom 12.3.2010 - IV C 6 –
S 2133/09/10001.

162 BMF, Schreiben vom 27.11.2013 - IV C 2 – S 2742/07/10009.
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Stufe 2 - zu (b) Der Beschluss des GrS des BFH (2/68) ist erg�nzend zu beachten.

Der Große Senat des BFH hat in seinem Beschluss 2/68163 folgende Systematik verlangt:

Handelsbilanz gem�ß §§238ff. HGB und GoB Folge Steuerbilanz

Aktivierungsgebot Aktivierungspflicht

Aktivierungswahlrecht Aktivierungspflicht

Passivierungsgebot Passivierungspflicht

Passivierungswahlrecht Passivierungsverbot

Mit der bemerkenswerten BegrÅndung, es stÅnde nicht im Belieben des Kaufmann „sich �rmer
zu rechnen, als er ist“, hat der BFH „festgelegt“, dass handelsrechtliche Wahlrechte in der Steu-
erbilanz immer zu den Folgen fÅhren, die einen hÇheren Gewinn in der Steuerbilanz ergeben.

Folgende, z.T. banale Beispiele, vermÇgen das Prinzip des BFH zu erl�utern:

" Im Eigentum einer GmbH stehendes VermÇgen unterliegt einer Ansatzpflicht (Aktivierungs-
gebot) in der Handels- und der Steuerbilanz.

" Das Disagio-Wahlrecht in der Handelsbilanz (vgl. § 250 Abs. 3 HGB) wird zum Pflichtansatz
in der Steuerbilanz.

" Passive Rechnungsabgrenzungsposten mÅssen sowohl in der Handels- wie in der Steuer-
bilanz angesetzt werden.

" Beim Passivierungswahlrecht muss auf eine mittlerweile aufgehobene Regelung zurÅck-
gegriffen werden. FrÅher war es mÇglich, Instandhaltungen, die nicht nur innerhalb von drei
Monaten nach dem Bilanzstichtag erbracht worden sind, sondern Åber diesen Zeitraum hi-
naus zurÅckzustellen. Dieses Passivierungswahlrecht in der Handelsbilanz fÅhrte zu einem
Passivierungsverbot steuerlicher Art.

Zu der Systematik sind mittlerweile drei wichtige Ausnahmen zu beachten:

FÅr bestimmte selbst erstellte immaterielle VermÇgensgegenst�nde des AnlagevermÇgens (sog.
Entwicklungskosten, § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB) besteht ein Ansatzwahlrecht. In der Steuerbilanz
besteht ein Ansatzverbot (§ 5 Abs. 2 EStG, siehe auch Stufe 4)

FÅr sog. Altzusagen von Pensionsverpflichtungen, das sind diejenigen, die vor dem 1.1.1987 er-
teilt worden sind, existiert ein Ansatzwahlrecht in der Handelsbilanz (Art. 28 Abs. 1 Satz 1
EGHGB) und ebenso eines in der Steuerbilanz (R 6a Abs. 1 Satz 3 EStR 2012).

Zinsen fÅr Fremdkapital dÅrfen im Herstellungsfall aktiviert werden (siehe - auch zu den Vo-
raussetzungen - § 255 Abs. 3 Satz 2 HGB). Dieses Aktivierungswahlrecht existiert nach der R 6.3
Abs. 5 Satz 1 EStR 2012 auch fÅr die Steuerbilanz.

Stufe 3 - zu (c) Steuerliche Wahlrechte kÇnnen unabh�ngig von der Handelsbilanz ausgeÅbt
werden.

Die Bedeutung der Aussage erkl�rt sich letztlich durch die frÅher geltende umgekehrte Maßgeb-
lichkeit. Bei dieser mussten steuerliche Wahlrechte auch in der Handelsbilanz beachtet werden.
Da das Prinzip nicht mehr gilt, sind steuerliche Wahlrechte ausschließlich in der Steuerbilanz

163 BFH, Beschluss vom 3.2.1969 - GrS 2/68.



7.2 Einzelfragen der Bilanzierung

85

auszuÅben. Ein Gleichklang in der Handelsbilanz ist a) nicht notwendig und b) sogar nicht zul�s-
sig. Die Stufe 3 unterscheidet sich von der Stufe 4 dadurch, dass hier steuerliche Wahlrechte vor-
handen sind, w�hrend die Abweichungen in der Stufe 4 zwingend vorhanden sind.

Das steuerliche Wahlrecht benÇtigt eine eigene gesetzliche Regelung im EStG, mindestens aber
eine in den EStR.

BBEEIISSPPIIEELL:: PDie RÅcklage nach § 6b EStG kann (Wahlrecht) in der Steuerbilanz gebildet werden; in der Han-
delsbilanz ist sie unzul�ssig.

Stufe 4 - zu (d) Steuerlich zwingende Abweichungen sind zu beachten.

Auf der Stufe 4 sind die steuerlichen Abweichungen nicht mehr im Belieben der Gesellschaft zu
berÅcksichtigen, sondern zwingend, d. h. es besteht ein Zwang zur Abweichung. Auch dieser
Zwang benÇtigt eine gesetzliche Regelung.

BBEEIISSPPIIEELLEE:: PDer Ansatz und die Bewertung der PensionsrÅckstellungen muss in der Steuerbilanz zwingend
nach § 6a EStG erfolgen. Eine �bernahme des Handelsbilanzwerts ist nicht zul�ssig.

Die Aktivierung von selbst erstellten immateriellen WirtschaftsgÅtern ist in der Steuerbilanz nicht zul�s-
sig (§ 5 Abs. 2 EStG), w�hrend fÅr die Handelsbilanz in § 248 Abs. 2 Satz 1 HGB ein Wahlrecht vorhanden
ist.

7.2 Einzelfragen der Bilanzierung

7.2.1 Qualit�tsmanagement beim Jahresabschluss

Bei der qualifizierten Jahresabschlussbearbeitung bestehen vor allem in kleinen Unternehmen
und bei deren Beratern gelegentlich Unsicherheiten Åber den Umfang der Arbeiten, welche
sinnvollerweise geleistet werden sollten. Um dem zu begegnen, werden in diesem und den fol-
genden Kapiteln Vorschl�ge zur Jahresabschlusserstellung im Sinne einer „Best Practice“ ge-
macht, beginnend mit AusfÅhrungen zu den Auftragsarten sowie zu den grundlegenden Vo-
raussetzungen fÅr die Jahresabschlusserstellung in einer Steuerkanzlei.164 In der Folge werden
dann die einzelnen Positionen des Jahresabschlusses besprochen.

7.2.1.1 Auftragsart

Der Arbeitsumfang bestimmt sich danach, welchen Auftrag der Mandant erteilt hat bzw. wie
die Arbeitsteilung im Unternehmen zwischen Buchhaltung und Jahresabschlusserstellung defi-
niert ist. Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) und auch das IDW unterscheiden in zwei na-
hezu inhaltsgleichen VerÇffentlichungen folgende Auftragsarten:165

7.2.1.1.1 Erstellung ohne Beurteilungen

Bei der Erstellung ohne Beurteilungen handelt es sich um den Mindestumfang einer Jahresab-
schlusserstellung. Die zur VerfÅgung stehenden Unterlagen, insbesondere die FinanzbuchfÅh-
rung, werden entwickelt nach den gesetzlichen Vorgaben, den Bestimmungen des Gesell-

164 Diese Vorschl�ge richten sich ebenso an Unternehmen, die ihren Jahresabschluss selbst erstellen.

165 Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zu den Grunds�tzen fÅr die Erstellung von JahresabschlÅssen, Febru-
ar 2011, abrufbar unter www.bstbk.de; Institut der WirtschaftsprÅfer in Deutschland e.V. (IDW), IDW S 7: Grunds�tze
fÅr die Erstellung von JahresabschlÅssen, vom 27.11.2009, FN-IDW 12/2009 S. 623.
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schaftsvertrags und den diesen Rahmen beachtenden Anweisungen des Auftraggebers – ins-
besondere zu Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten.

HHIINNWWEEIISS::

Eine Qualit�tsgrenze ist gegeben, wenn erkennbar unzul�ssige Wertans�tze und Darstellungen im Jahres-
abschluss vorhanden sind. Schon aus Eigeninteresse ist hiervon Abstand zu nehmen, solche fehlerhaften
Darstellungen zu akzeptieren. Aber auch die BStBK und das IDW fordern das (aus verst�ndlichen GrÅnden),
womit auch eine Zul�ssigkeitsgrenze gegeben ist.

7.2.1.1.2 Erstellung mit Plausibilit�tsbeurteilungen

Bei der Erstellung mit Plausibilit�tsbeurteilungen werden Åber den Arbeitsumfang der „Erstel-
lung ohne Beurteilungen“ hinaus die Belege, BÅcher und Bestandsnachweise durch Befragungen
und analytische Beurteilungen auf ihre Plausibilit�t hin beurteilt. Ziel ist es, mit einer „gewissen
Sicherheit“ auszuschließen, dass diese nicht ordnungsgem�ß sind. Angestrebt wird also ein Ne-
gativurteil.

Sucht der Jahresabschlussersteller nach einer Definition der analytischen PrÅfungshandlungen,
gelangt er zur folgenden Erl�uterung:166 Es handelt sich um den Vergleich von „Finanzinforma-
tionen“ (also Zahlen des Jahresabschlusses) mit denen vorhergehender Zeitr�ume, aber auch
mit zu erwartenden Werten. Ein anderer Begriff fÅr den vergangenheitsbasierten Vergleich ist
innerer und �ußerer Betriebsvergleich. Der �ußere Betriebsvergleich zieht z. B. Branchenwerte
zur Beurteilung heran. Der innere Betriebsvergleich beschr�nkt sich auf das zu betrachtende Un-
ternehmen.

Analytische PrÅfungshandlungen eignen sich immer dann besonders gut zur Qualit�tssiche-
rung, wenn große Volumen vorhanden sind, also z. B. hohe Ums�tze oder eine große Anzahl an
Vorg�ngen. Sind dagegen nur wenige Vorg�nge vorhanden, im Extremfall ein einziger Umsatz
im Gesch�ftsjahr, wird sich ausnahmsweise eine EinzelfallprÅfung anbieten.

BBEEIISSPPIIEELLEE:: P

(a) Entwicklung des Rohgewinns – im Vergleich zum Vorjahr, aber auch im Vergleich zur Branche;

(b) Vergleich der Arbeitnehmerzahl im Anhang mit dem Personalaufwand in der Gewinn- und Verlust-
rechnung;

(c) Verh�ltnis der LÇhne und Geh�lter zum Sozialversicherungsaufwand.

7.2.1.1.3 Erstellung mit umfassenden Beurteilungen

Bei der Erstellung mit umfassenden Beurteilungen muss durch geeignete Maßnahmen die
�berzeugung gewonnen werden, dass die Belege, BÅcher und Bestandsnachweise ordnungs-
m�ßig sind. Gefordert ist also – im Gegensatz zur Erstellung mit Plausibilit�tsbeurteilungen –
ein positives Urteil.

HHIINNWWEEIISS::

Der Autor weigert sich zu formulieren, dies w�re vergleichbar mit der gesetzlichen JahresabschlussprÅfung
– denn die JahresabschlussprÅfung schließt die Erstellung und PrÅfung eines Abschlusses durch eine Per-
son kategorisch aus, w�hrend bei der Erstellung mit umfassenden Beurteilungen dies gerade nicht der Fall
ist. Lediglich das Positivurteil ist in beiden F�llen gegeben und somit vergleichbar (aber nicht gleich).

166 IDW HFA ISA E-DE 520 vom 15.12.2009, Rz. A1. Ff., abrufbar unter www.idw.de.
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Bei der Erstellung mit umfassenden Beurteilungen kommen neben den analytischen PrÅfungs-
handlungen auch zunehmend EinzelfallprÅfungen zum Einsatz.

BBEEIISSPPIIEELLEE:: P

(a) Anforderung von Saldenbest�tigungen bei Kreditoren und Debitoren;

(b) Einholung von Bankbest�tigungen;

(c) sog. Cut-off-PrÅfung, also insbesondere, ob die Ums�tze am Ende des Gesch�ftsjahres tats�chlich die
Voraussetzungen fÅr eine Erfolgswirksamkeit erfÅllen oder ob der Ertrag erst im folgenden Jahr reali-
siert worden ist;

(d) Inventurteilnahme (und selbstverst�ndlich auch die �berprÅfung der Inventurbewertung).

Es ist unschwer zu erkennen, dass der Arbeitsumfang in der dargestellten Reihenfolge der ein-
zelnen Erstellungsarten w�chst. Damit verbunden ist, sofern die geeigneten Befragungen durch-
gefÅhrt, die „richtigen“ Plausibilit�tsbeurteilungen vorgenommen und die angemessenen Nach-
weise herangezogen werden, eine wachsende Wahrscheinlichkeit fÅr die Richtigkeit des Jahres-
abschlusses.

Der Berufsstand der Steuerberater und der den Auftrag erteilende Mandant sollten sich dessen
bewusst sein, dass insbesondere Banken sehr genau zur Kenntnis nehmen, welche Art von Jah-
resabschlusserstellung durchgefÅhrt wurde. Dies ist anhand der Bescheinigung167 unzweifelhaft
nachvollziehbar.

HHIINNWWEEIISS::

Nach der Berufserfahrung der Autoren wird insbesondere der hÇchsten Qualit�tsstufe – Erstellung mit um-
fassenden Beurteilungen – eine deutlich erhÇhte GlaubwÅrdigkeit von den Kreditinstituten zugemessen.

Die folgenden AusfÅhrungen zu den einzelnen Jahresabschlusspositionen geben Hinweise dazu,
welche Befragungsinhalte, Plausibilit�tsbeurteilungen und Nachweise (immer in Abh�ngigkeit
von der Jahresabschlussposition) sachgerecht sind oder sein kÇnnen. Der Umfang und die Inten-
sit�t der zu erbringenden Arbeiten sind dabei einerseits abh�ngig vom Fehlerrisiko, also dem
Risiko, dass eine Jahresabschlussposition oder -darstellung einen Fehler enthalten kann und die-
ser im Unternehmen unentdeckt geblieben ist.

Der Jahresabschlussersteller andererseits hat zus�tzlich das Entdeckungsrisiko einzubeziehen,
also die MÇglichkeit, durch seine Maßnahmen den Fehler nicht zu entdecken. Insbesondere bei
der Erstellung mit umfassenden Beurteilungen ist ein „hinreichend sicheres Urteil“ anzustre-
ben.168

Die Erstellung ohne Beurteilungen wird in der Folge im Wesentlichen ignoriert. Ebenfalls ist die
gesetzliche JahresabschlussprÅfung gem. §§ 316 ff. HGB nicht Gegenstand der Darstellung. Der
Schwerpunkt wird immer wieder auf der Erstellung mit umfassenden Beurteilungen liegen, da
der Autor der festen Auffassung ist, dass sich in Kanzleien erstellte AbschlÅsse insbesondere
qualitativ auszeichnen sollten.

167 Vgl. Anlage 1 zur Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zu den Grunds�tzen fÅr die Erstellung von Jahres-
abschlÅssen, Februar 2011, abrufbar unter www.bstbk.de.

168 Rz. 45 der Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zu den Grunds�tzen fÅr die Erstellung von JahresabschlÅs-
sen, Februar 2011, abrufbar unter www.bstbk.de.
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7.2.1.2 Rechtlicher Rahmen

Die Jahresabschlusserstellung hat sich ohne Zweifel an den Vorgaben zu orientieren, die sich
aus den Vorschriften des HGB, der Steuergesetze und dabei insbesondere der §§ 4 ff. EStG sowie
den Grunds�tzen ordnungsm�ßiger BuchfÅhrung und Bilanzierung (GoB) ergeben. Grundlage ei-
ner BuchfÅhrung und eines Jahresabschlusses sind die §§ 238 ff. HGB. Diese sind ebenso wie die
GoB gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EStG maßgeblich, sofern keine eigenst�ndige steuerliche Rege-
lung (lex specialis) existiert. Ist eine solche vorhanden, ist zu unterscheiden, ob diese zwingend
anzuwenden ist oder ob ein Wahlrecht existiert.

Folgende Reihenfolge hat sich in der Bearbeitung bew�hrt:

7.2.1.2.1 Ansatz169 und Ausweis

Der Jahresabschluss hat s�mtliche VermÇgensgegenst�nde, Schulden, Rechnungsabgrenzungs-
posten sowie Aufwendungen und Ertr�ge zu enthalten, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist (§ 246 Abs. 1 Satz 1 HGB). VermÇgensgegenst�nde sind grunds�tzlich in der Bilanz
des EigentÅmers aufzunehmen. Ist jedoch ein VermÇgensgegenstand nicht dem EigentÅmer,
sondern einem anderen wirtschaftlich zuzurechnen, hat dieser ihn in seiner Bilanz auszuweisen
(§ 246 Abs. 1 Satz 2 HGB).

HHIINNWWEEIISS::

Damit kennt die Handelsbilanz den Begriff des wirtschaftlichen EigentÅmers vergleichbar zum Steuerrecht
(vgl. § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO).

Kein Ansatz erfolgt, soweit ein Bilanzierungsverbot vorhanden ist (vgl. hierzu § 248 Abs. 1, Abs. 2
Satz 2 HGB).

Der Ausweis in der Bilanz („Gliederung“) erfolgt fÅr Kapitalgesellschaften und diesen gleich ge-
stellten Personengesellschaften, die haftungsbeschr�nkt sind (§ 264a Abs. 1 HGB),170 zwingend
nach dem Gliederungsschema des § 266 HGB. Bei der Gliederung der Gewinn- und Verlustrech-
nung (GuV) ist § 275 HGB einschl�gig.

HHIINNWWEEIISS::

Da diese Vorschriften m. E. zugleich als GoB einzustufen sind,171 sollten auch JahresabschlÅsse, die von an-
deren Gesellschaften und Kaufleuten (bzw. Steuerpflichtigen) aufgestellt werden, auf diesen Gliederungs-
vorschriften – soweit sie infrage kommen – basieren.

7.2.1.2.2 Bewertung172

7.2.1.2.2.1 Zugangsbewertung VermÇgensgegenst�nde (WirtschaftsgÅter)

Im Anschaffungsfall erfolgt die Zugangsbewertung mit den Anschaffungskosten, also den Auf-
wendungen, die geleistet werden, um den VermÇgensgegenstand zu erwerben und ihn in einen

169 Gemeint ist der Ansatz dem Grunde nach, nicht der Ansatz der HÇhe nach. Dieser wird vom Autor mit Bewertung
bezeichnet.

170 GmbH & Co. KG, UG (haftungsbeschr�nkt) & Co. KG sowie �hnliche Gesellschaftsformen.

171 Ebenso fÅr die nicht haftungsbeschr�nkte Personengesellschaft IDW RS HFA 7, Tz. 41, FN-IDW 12/2009 S. 623.

172 Andere Bezeichnung „Ansatz der HÇhe nach“.
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betriebsbereiten Zustand zu versetzen (§ 255 Abs. 1 Satz 1 HGB bzw. steuerlich i.V.mit § 6 Abs. 1
Nr. 1 Satz 1 EStG). Es ist erforderlich, dass die Kosten dem VermÇgensgegenstand einzeln zuge-
ordnet werden kÇnnen; nur insoweit ist eine Aktivierung (= BerÅcksichtigung bei den Anschaf-
fungskosten) mÇglich. Gemeinkosten gehÇren folglich nicht zu den Anschaffungskosten.

Zu den Anschaffungskosten gehÇren auch die Nebenkosten sowie die nachtr�glichen Anschaf-
fungskosten (§ 255 Abs. 1 Satz 2 HGB). Abzusetzen sind die Anschaffungspreisminderungen, die
dem VermÇgensgegenstand einzeln zugeordnet werden kÇnnen (§ 255 Abs. 1 Satz 3 HGB).

Im Herstellungsfall erfolgt – soweit der Ansatz zul�ssig ist – die Aktivierung mit den Herstel-
lungskosten. Nach § 255 Abs. 2 HGB gilt:

" Herstellungskosten sind Aufwendungen, die durch den Verbrauch von GÅtern und die Inan-
spruchnahme von Diensten fÅr die Herstellung eines VermÇgensgegenstands, seine Erweite-
rung oder fÅr eine Åber seinen ursprÅnglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbes-
serung entstehen.

" Dazu gehÇren die Materialkosten, die Fertigungskosten und die Sonderkosten der Fertigung
sowie angemessene Teile der Materialgemeinkosten, der Fertigungsgemeinkosten und des
Werteverzehrs des AnlagevermÇgens, soweit dieser durch die Fertigung veranlasst ist.

" Bei der Berechnung der Herstellungskosten dÅrfen angemessene Teile der Kosten der all-
gemeinen Verwaltung sowie angemessene Aufwendungen fÅr soziale Einrichtungen des Be-
triebs, fÅr freiwillige soziale Leistungen und fÅr die betriebliche Altersversorgung einbezogen
werden, soweit diese auf den Zeitraum der Herstellung entfallen.

" Forschungs- und Vertriebskosten dÅrfen nicht einbezogen werden.

Zinsen fÅr Fremdkapital gehÇren grunds�tzlich nach § 255 Abs. 3 Satz 1 HGB nicht zu den Her-
stellungskosten. Sie gelten jedoch insoweit als Herstellungskosten, wie sie auf den Zeitraum der
Herstellung entfallen und dÅrfen dann (Wahlrecht!) einbezogen werden.

7.2.1.2.2.2 Folgebewertung VermÇgensgegenst�nde (WirtschaftsgÅter)

Die Folgebewertung erfolgt bei den VermÇgensgegenst�nden, deren Nutzung zeitlich begrenzt
ist, ausgehend von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten unter Abzug der Abschreibun-
gen (§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB i.V.mit § 253 Abs. 3 bis 5 HGB). Diese mÅssen planm�ßig Åber die
Gesch�ftsjahre vorgenommen werden, in denen der VermÇgensgegenstand voraussichtlich ge-
nutzt werden kann. Zus�tzlich sind bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung auch außer-
planm�ßige Abschreibungen erforderlich.

Die außerplanm�ßige Abschreibung ist zugleich die einzige Abschreibungsart fÅr VermÇgens-
gegenst�nde, deren Nutzung zeitlich nicht begrenzt ist. Sie kommt folglich insbesondere bei
Grund und Boden sowie bei Beteiligungen, aber auch dem UmlaufvermÇgen zur Anwendung.
DarÅber hinaus ist UmlaufvermÇgen bereits dann außerplanm�ßig abzuschreiben, selbst wenn
die Wertminderung nicht von Dauer ist (§ 253 Abs. 4 HGB).
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Steuerlich gelten vergleichbare Grunds�tze fÅr die Folgebewertung. Allerdings ist zu beachten,
dass eine „außerplanm�ßige Abschreibung“ – steuerlicher Begriff Teilwertabschreibung – im-
mer nur dann zul�ssig ist, wenn die Wertminderung von Dauer ist; zudem stellt die Teilwert-
abschreibung lediglich ein Wahlrecht dar, muss also niemals zwingend vorgenommen werden.

HHIINNWWEEIISS::

Kann in Ausnahmef�llen die voraussichtliche Nutzungsdauer eines selbst geschaffenen immateriellen Ver-
mÇgensgegenstands des AnlagevermÇgens nicht verl�sslich gesch�tzt werden, sind planm�ßige Abschrei-
bungen auf die Herstellungskosten Åber einen Zeitraum von zehn Jahren vorzunehmen (§ 255 Abs. 3 Satz 3
HGB). Das gilt auch fÅr den im Rahmen eines asset deals erworbenen Gesch�fts- oder Firmenwert fÅr die
Verteilung seiner Anschaffungskosten.

Steuerlich ermittelt sich die Absetzung fÅr Abnutzung (AfA) grunds�tzlich nach § 7 Abs. 1 EStG
und bei Geb�uden nach § 7 Abs. 4 EStG. Daneben kommen ggf. steuerliche Sondervorschriften
wie § 7g EStG zur Anwendung. Auch eine Minderung auf den niedrigeren Teilwert ist in Form
eines Wahlrechts mÇglich, vorausgesetzt, die Wertminderung ist von Dauer (§ 6 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2 EStG).

7.2.1.2.2.3 Zugangsbewertung Schuldpositionen

Verbindlichkeiten sind nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB zu ihrem ErfÅllungsbetrag und RÅckstellun-
gen in HÇhe des nach vernÅnftiger kaufm�nnischer Beurteilung notwendigen ErfÅllungsbetrags
anzusetzen. Zu den weiteren Details wird auf die nachfolgenden Kapitel zu den entsprechenden
Positionen verwiesen. Insbesondere steuerlich existiert eine Vielzahl von Vorgaben zur Bewer-
tung von RÅckstellungen in § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a bis f HGB, aber auch zu unverzinslichen
Verbindlichkeiten nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG.

7.2.1.2.2.4 Folgebewertung Schuldpositionen

Die Folgebewertung von Schuldpositionen kann zum einen dann abweichend von der Zugangs-
bewertung notwendig sein, wenn sich der ErfÅllungsbetrag �ndert. Sie kann sich aber zum an-
deren auch anders darstellen, falls bei RÅckstellungen (und steuerlich auch bei Verbindlichkei-
ten) Abzinsungen im Zeitablauf abweichend vorzunehmen sind (Handelsbilanz: Differenzen bei
der Restlaufzeit und dem Zinssatz; Steuerbilanz: nur Restlaufzeit, weil der Zins immer 5,5%
bzw. bei PensionsrÅckstellungen 6% betr�gt).

7.2.1.3 Unternehmenskenntnis und -verst�ndnis

Nach der „Checkliste zur Plausibilit�tsbeurteilung bei der Erstellung von JahresabschlÅssen“173

sind vor bzw. bei der Jahresabschlussbearbeitung folgende Bedingungen zu erfÅllen:

Der Jahresabschlussersteller benÇtigt ein ausreichendes Verst�ndnis Åber die Gesch�ftst�tigkeit
sowie das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld. Dazu gehÇren:

173 Bundessteuerberaterkammer, Stand: 13.4.2017, abrufbar unter www.bstbk.de.
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Verst�ndnis der Gesch�ftst�tigkeit:

�berblick Åber die Gesch�ftst�tigkeit und deren Entwicklung sowie eine Information Åber die Besonderhei-
ten der Branche (inkl. Auswirkungen und ggf. rechtliche Besonderheiten);

Ziele und Strategien des Unternehmens (inkl. wesentlicher Gesch�ftsrisiken);

Kenntnis Åber grÇßere betriebliche Ver�nderungen und außergewÇhnliche Gesch�ftsvorf�lle; Kl�rung, ob
Going-concern174 anzunehmen ist.

Rechtliches Umfeld:

Kenntnis des Handelsregisterinhalts, des Gesellschaftsvertrags und der BeschlÅsse der Gesellschafterver-
sammlung, aber auch des Gesch�ftsfÅhrervertrags;

Eigentums-/Besitzverh�ltnisse der wesentlichen Betriebsgrundlagen und �berblick Åber wichtige Vertr�ge
und sonstige Rechtsgrundlagen;

Gesellschafter- bzw. Konzernstruktur, auch Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer sowie Gesch�fte mit nahe ste-
henden Personen bzw.Unternehmen (vgl. zu Letzterem auch § 285 Nr. 21 HGB); steuerliche und sozialver-
sicherungsrechtliche Verh�ltnisse, AußenprÅfungen, Rechtsmittel.

Wirtschaftliches Umfeld, also die Verh�ltnisse und Entwicklungen bei

Produkten,

Absatzm�rkten und Gesch�ftsgebieten,

Kundenstruktur,

Konkurrenz,

Kapazit�ten und Auftragsbestand,

Lieferantenstruktur, Beschaffungsm�rkte und Abnahmebedingungen,

Investitionen und deren Finanzierung,

Auftragsbedingungen.

Als Selbstverst�ndlichkeit sollte die Kenntnis bezÅglich der Rechnungslegung gelten:

Rechtsform- und branchenspezifische Vorschriften.

BuchfÅhrungssystem (inkl. Softwarebescheinigung)175, vorhandene NebenbÅcher zum BuchfÅhrungssys-
tem bzw. – etwas moderner ausgedrÅckt – vorhandene Vor- und Nebensysteme.

Fachkenntnis und Zuverl�ssigkeit der BuchfÅhrungskr�fte.

Organisation des Unternehmens.

Organigramm.

Kenntnis zu Systemabl�ufen, internen Kontrollen, Maßnahmen zur RisikofrÅherkennung, Vorhandensein ei-
nes rechnungslegungsbezogenen Berichtswesens.

Keinen Zweifel kann es daran geben, dass die Punkte auch fÅr eine Erstellung mit umfassenden
Beurteilungen relevant sind.

HHIINNWWEEIISS::

Die Steuerberaterkammer weist zu Recht darauf hin, nur vorgelegte Unterlagen und erhaltene AuskÅnfte
kÇnnen hinsichtlich ihrer Plausibilit�t untersucht werden. FÅhrt die Kanzlei die BÅcher oder hat sie bei der
FÅhrung der BÅcher mitgewirkt, ist insoweit eine Plausibilit�tsbeurteilung bei der Jahresabschlusserstel-
lung nicht mÇglich. Das bedeutet aber selbstverst�ndlich nicht, dass kein ausreichendes Verst�ndnis Åber
die Gesch�ftst�tigkeit sowie das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld erlangt werden muss. Eine Vielzahl
der angegebenen Punkte (ggf. sogar alle) ist dennoch relevant; nur eben die BuchfÅhrung kann nicht mehr
einer Plausibilit�tsprÅfung unterzogen werden.

174 § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB.

175 Der Punkt ist entbehrlich, wenn die Kanzlei ein System desselben Anbieters verwendet und deshalb die Software-
bescheinigung vorliegen hat.
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7.2.1.4 Fazit

Der eine oder andere Leser mag Åberrascht sein angesichts des Umfangs, den er bei der Jahres-
abschlusserstellung, die Åber eine Erstellung ohne Beurteilungen hinausgeht, abdecken muss –
zumindest, wenn er sich bisher mit den Anforderungen des Berufsstands noch nicht vertraut
gemacht oder diese nicht mehr in Erinnerung hatte. KÅnftig nur noch JahresabschlÅsse ohne
Plausibilit�tsbeurteilungen zu erstellen, ist jedoch nach Auffassung des Autors keine angemes-
sene Reaktion. Angesichts der bereits begonnenen Digitalisierung auch von Jahresabschluss-
arbeiten wird es sicherlich bei Standardvorg�ngen problemlos mÇglich sein, einen aktiven Rech-
nungsabgrenzungsposten oder eine RÅckstellung IT-gestÅtzt richtig zu bewerten. Die Kenntnis
von Marktgegebenheiten und die Einsch�tzung etwa, dass eine Ver�nderung des Rohgewinns
deshalb zu erwarten gewesen ist, wird aber noch lange Zeit der qualifizierten menschlichen Ar-
beit vorbehalten sein.

7.2.2 Bilanzierung immaterieller VermÇgensgegenst�nde
Die Jahresabschlussbearbeitung startet in ihrem bilanzpostenbezogenen Teil mit den immate-
riellen VermÇgensgegenst�nden, wie sie in § 266 Abs. 2 A. I. Nr. 1 und 2 HGB beschrieben wer-
den.176

7.2.2.1 Gesetzliche Regelung zum Ausweis

Gem�ß § 266 Abs. 2 A. I. HGB sind die immateriellen VermÇgensgegenst�nde auszuweisen.
Nach der Untergliederung in Nr. 1 bis Nr. 4 handelt es sich dabei um

1. selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und �hnliche Rechte und Werte;

2. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und �hnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten;

3. Gesch�fts- oder Firmenwert;

4. geleistete Anzahlungen.

Die kleine Kapitalgesellschaft kann aber auf diese Untergliederung verzichten.

Es erfolgt zun�chst die Beschr�nkung auf die Nr. 1 und 2. Nr. 4 beschreibt die auf die Ver-
mÇgensgegenst�nde der Nr. 1 bis 3 geleisteten Anzahlungen. Diese werden ausschließlich zu-
sammen mit den Sachanlagen besprochen.

Entgeltlich erworbene immaterielle VermÇgensgegenst�nde sind – unter den Åblichen Voraus-
setzungen – zwingend zu aktivieren.177

Zu differenzieren ist jedoch bei den nicht entgeltlich erworbenen immateriellen VermÇgens-
gegenst�nden, also denjenigen, die selbst geschaffen worden sind, wie folgt:

7.2.2.1.1 Handelsbilanz

§ 248 Abs. 2 Satz 1 HGB regelt, dass diese selbst geschaffenen immateriellen VermÇgensgegen-
st�nde des AnlagevermÇgens als Aktivposten in die Bilanz aufgenommen werden dÅrfen. Bei
diesen VermÇgensgegenst�nden handelt es sich um die Kosten, die bei der (Weiter-)Entwick-

176 Der Gesch�fts- oder Firmenwert wird nachfolgend behandelt.

177 § 246 Abs. 1 Satz 1 HGB (Handelsbilanz) bzw. i.V.mit § 5 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EStG (Steuerbilanz).
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lung eines Produkts oder Verfahrens angefallen sind (§ 255 Abs. 2a HGB) auch dann, wenn die
Entwicklung am Abschlussstichtag noch nicht beendet worden ist („Anlage in Bau“). Es besteht
ein Wahlrecht zur Aktivierung, welches zwar auf der Zeitachse stetig auszuÅben ist, aber in der
Regel fÅr unterschiedlich Projekte auch unterschiedlich ausgeÅbt werden kann.

FÅr selbst geschaffene Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten oder vergleichbare im-
materielle VermÇgensgegenst�nde des AnlagevermÇgens besteht hingegen ein Aktivierungsver-
bot (§ 248 Abs. 2 Satz 2 HGB).

HHIINNWWEEIISS::

NachdrÅcklich ist zu erw�hnen, dass das Aktivierungswahlrecht nur fÅr die selbst erstellten immateriellen
VermÇgensgegenst�nde des AnlagevermÇgens gilt. Selbst erstellte immaterielle VermÇgensgegenst�nde
des UmlaufvermÇgens sind in allen F�llen als unfertige oder fertige Erzeugnisse anzusetzen. Ob diese ent-
geltlich erworben wurden oder selbst erstellt sind, ist ohne Bedeutung; ebenso, ob es sich um Marken u. �.
handelt.

7.2.2.1.2 Steuerbilanz

Die Steuerbilanz kennt das Aktivierungswahlrecht fÅr selbst geschaffene immaterielle Wirt-
schaftsgÅter des AnlagevermÇgens nicht. Eine Aktivierung ist ausschließlich dann mÇglich,
wenn ein entgeltlicher Erwerb vorliegt (vgl. hierzu § 5 Abs. 2 EStG).

HHIINNWWEEIISS::

Dieses Ansatzverbot wirkt ganz erheblich streitvermeidend. Nach dem grundlegenden Beschluss des Gro-
ßen Senats vom 3.2.1969178 erg�be n�mlich ein handelsrechtliches Aktivierungswahlrecht eine steuerliche
Aktivierungspflicht. Somit w�ren viele BetriebsprÅfer permanent auf der „Suche“ nach selbst erstellten im-
materiellen WirtschaftsgÅtern des AnlagevermÇgens. Und h�tten sie solche identifiziert, g�be es wohl er-
hebliche Diskussionen Åber die Frage der Werthaltigkeit. Durch das steuerliche Ansatzverbot stellen sich
diese Fragen nicht.

7.2.2.2 Begriff und Abgrenzung

Immaterielle VermÇgensgegenst�nde sind sowohl die im HGB wÇrtlich genannten Posten, also
Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und �hnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an sol-
chen Rechten und Werten, als auch insbesondere Urheberrechte, Lizenzrechte, ungeschÅtzte Er-
findungen, Know-how, Software, Rechte aus vertraglichen Wettbewerbsverboten, Belieferungs-
rechte, Kauf- und Verkaufsoptionen.179 Als immateriell einzustufen sind darÅber hinaus z. B.
auch Forderungen und Beteiligungen; diese sind aber in eigenen Positionen auszuweisen.180

Die Formulierung „�hnliche Rechte und Werte“ soll deutlich machen, dass nicht nur VermÇgens-
gegenst�nde aus gesicherten Rechtspositionen auszuweisen sind (Nr. 2 von § 266 Abs. 2 A. I.
HGB) bzw. ausgewiesen werden kÇnnen (Nr. 1 von § 266 Abs. 2 A. I. HGB), sondern auch Positio-
nen, die „lediglich“ einen wirtschaftlichen Wert haben. Zu denken ist hierbei an ungeschÅtzte
Erfindungen, Know-how, Kundenkarteien und Archive.181

178 BFH, Beschluss v. 3.2.1969 - GrS 2/68, BStBl 1969 II S. 291, NWB UAAAA-90474.

179 Nachweise bei Prinz/Kanzler (Hrsg.), Handbuch Bilanzsteuerrecht, 3. Aufl. 2018, S. 836. Ein ABC der immateriellen Ver-
mÇgensgegenst�nde findet sich bei Hoffmann/LÅdenbach, NWB Kommentar Bilanzierung, 11. Aufl. 2020, § 246 Rz. 52.

180 § 266 Abs. 2 A. III. Nr. 3 HGB und §266 Abs. 2 B. II. HGB.

181 Schubert/Hubert, in: Grottel u. a. (Hrsg.), Beck’scher Bilanz-Kommentar, 12. Aufl. 2020, § 266 Rz. 60.
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Abgrenzungsfragen bei den immateriellen VermÇgensgegenst�nden kÇnnen sich insbesondere
dann ergeben, wenn die Aufwendungen fÅr immaterielle und fÅr materielle VermÇgensgegen-
st�nde vermischt sind, wie dies z. B. bei Software der Fall ist, die auf einem Datentr�ger geliefert
wird. Zur Klassifizierung sind insbesondere die Wertrelation (zwischen immateriellen und mate-
riellen Anteilen) und die Frage, ob der materiellen Komponente eine eigenst�ndige Bedeutung
zuzumessen ist, heranzuziehen.

Meines Erachtens hat deshalb der BFH selbst fÅr den Fall von sog. Standardsoftware zu Recht
entschieden, dass diese als immateriell anzusehen ist.182 Er hat dies damit begrÅndet, dass Com-
puterprogramme jedweder Art unkÇrperlicher Natur sind und somit der materielle Anteil des
Datentr�gers nicht ins Gewicht f�llt, weil dieser nur eine Transport- und �bertragungsfunktion
hat. Der Datentr�ger hat aber – im Vergleich zur Software – keinen nennenswerten wirtschaftli-
chen Wert.

Diese BegrÅndung kann auch fÅr andere Zweifelsf�lle hilfreich sein. Der Datentr�ger verliert (so
der BFH) sogar mit der �bertragung des Programms seine Bedeutung und ist deshalb allenfalls
mit einer schÅtzenden Verpackung zu vergleichen.

HHIINNWWEEIISS::

Die Finanzverwaltung stuft sog. Trivialsoftware als materiell ein.183 Hierbei handelt es sich wohl eher um
eine großzÅgige Regelung zu Gunsten der Steuerpflichtigen, aber – nach der Auffassung des Autors – nicht
um eine systematisch begrÅndete Festlegung. WÅrde Trivialsoftware mit Anschaffungskosten von unter
800A nicht als materiell gelten, kÇnnte keine GWG-Vollabschreibung (§ 6 Abs. 2 EStG) vorgenommen wer-
den, da diese den materiellen WirtschaftsgÅtern vorbehalten ist.

7.2.2.3 Bewertung und Anhangangaben

7.2.2.3.1 Bewertung

Der Grundsatz entspricht den Vorgaben fÅr alle VermÇgensgegenst�nde: Die Zugangsbewer-
tung erfolgt mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Zu weiteren Details wird auf das
Kapitel zuvor verwiesen.

Als lex specialis ist mit Geltung des BilMoG184 Abs. 2a in § 255 HGB fÅr die Herstellungskosten
eines selbst geschaffenen immateriellen VermÇgensgegenstands eingefÅgt worden. Dieser legt
fest:

" Herstellungskosten eines selbst geschaffenen immateriellen VermÇgensgegenstands des An-
lagevermÇgens sind die bei dessen Entwicklung anfallenden Aufwendungen, wie sie in § 255
Abs. 2 HGB definiert sind.

" Abzugrenzen sind hierbei Forschung und Entwicklung, da nur die Entwicklungskosten akti-
vierungsf�hig sind: Forschung ist die eigenst�ndige und planm�ßige Suche nach neuen wis-
senschaftlichen oder technischen Erkenntnissen oder Erfahrungen allgemeiner Art, Åber de-

182 BFH, Urteil v. 18.5.2011 - X R 26/09, BStBl 2011 II S. 865, NWB UAAAD-90413.

183 BMF, Schreiben v. 20.11.2013 - IV C 6 - S 2139 b/07/10002, BStBl 2013 I S. 1493, NWB WAAAE-49468, Rz. 2.

184 Gesetz zur Modernisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG) vom 25.5.2009, BGBl
2009 I S. 1102.
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ren technische Verwertbarkeit und wirtschaftliche Erfolgsaussichten grunds�tzlich keine
Aussagen gemacht werden kÇnnen. Entwicklung ist die Anwendung von Forschungsergeb-
nissen oder von anderem Wissen fÅr die Neuentwicklung von GÅtern oder Verfahren oder
die Weiterentwicklung von GÅtern oder Verfahren mittels wesentlicher �nderungen.

HHIINNWWEEIISS::

KÇnnen Forschung und Entwicklung nicht verl�sslich voneinander unterschieden werden, ist eine Aktivie-
rung insgesamt ausgeschlossen.

Die Folgebewertung erfolgt unter Abzug der Abschreibungen (§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB i.V.mit
§ 253 Abs. 3-5 HGB). Diese kÇnnen sowohl planm�ßig Åber die Gesch�ftsjahre vorgenommen
werden, die der VermÇgensgegenstand voraussichtlich genutzt werden kann, als auch außer-
planm�ßig, vorausgesetzt, die Wertminderung ist von Dauer.

HHIINNWWEEIISS::

Kann in Ausnahmef�llen die voraussichtliche Nutzungsdauer eines selbst geschaffenen immateriellen Ver-
mÇgensgegenstands des AnlagevermÇgens nicht verl�sslich gesch�tzt werden, sind planm�ßige Abschrei-
bungen auf die Herstellungskosten Åber einen Zeitraum von zehn Jahren vorzunehmen (§ 255 Abs. 3 Satz 3
HGB).185

Steuerlich ermittelt sich die Absetzung fÅr Abnutzung (AfA) nach § 7 Abs. 1 EStG. Daneben kom-
men ggf. steuerliche Sondervorschriften zur Anwendung. § 7g EStG ist allerdings nicht anwend-
bar, weil immaterielle WirtschaftsgÅter nicht als „beweglich“ gelten.186 Dagegen ist eine Ab-
schreibung auf den niedrigeren Teilwert in Form eines Wahlrechts mÇglich, vorausgesetzt die
Wertminderung ist von Dauer (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG).

7.2.2.3.2 Anhangangaben

Im Anhang sind insbesondere folgende Angaben zu machen:

§ 284Abs. 2Nr. 1HGB: Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie ggf. Abweichungen
davon (Nr. 2 der genannten Vorschrift) und ggf. die Einbeziehung von
Zinsen fÅr Fremdkapital in die Herstellungskosten (Nr. 4 der Vorschrift).

§ 284 Abs. 3 HGB: Aufnahme in den sog. Bruttoanlagespiegel.

§ 285 Nr. 22 HGB: Im Fall einer Aktivierung von selbst erstellten immateriellen Ver-
mÇgensgegenst�nden mÅssen der Gesamtbetrag der Forschungs- und
Entwicklungskosten des Gesch�ftsjahrs sowie der aktivierte Betrag an-
gegeben werden.

§ 285Nr. 29 und30HGB: Angaben zu latenten Steuern (soweit gegeben).

185 Vgl. hierzu ausfÅhrlich Eggert, Nutzungsdauer der selbst erstellten immateriellen VermÇgensgegenst�nde sowie des
Gesch�fts- oder Firmenwerts, BBK 17/2015 S. 809, NWB JAAAF-00488.

186 Nur materielle WirtschaftsgÅter kÇnnen nach der Rechtsprechung als beweglich angesehen werden; vgl. hierzu z. B.
BFH, Urteil v. 22.5.1979 - III R 129/74, BStBl 1979 II S. 634, NWB YAAAA-91449.
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Folgende grÇßenabh�ngige Erleichterungen kÇnnen bei der Anhangerstellung Beachtung fin-
den:

" Die kleine Gesellschaft (§ 267 Abs. 1 HGB) muss keinen Bruttoanlagespiegel erstellen. Sie
braucht auch die Angaben zu Forschung und Entwicklung nicht zu machen und auch die zu
den latenten Steuern nicht.

" Bei der mittelgroßen Gesellschaft besteht nur eine Befreiung fÅr die Angaben zu latenten
Steuern nach § 285 Nr. 29 HGB, nicht aber fÅr die Åbrigen Punkte, auch nicht fÅr die latenten
Steuern nach § 285 Nr. 30 HGB.

7.2.2.4 Checklisten zur Jahresabschlusserstellung
HHIINNWWEEIISS::

Ziel der folgenden Bearbeitungshinweise ist es, den Fokus auf die wichtigsten Punkte zu lenken.

Der Gesetzgeber hat zu den selbst erstellten immateriellen VermÇgensgegenst�nden eine
„skeptische Grundhaltung“187. Diese zeigt sich u. a. an der AusschÅttungssperre, die der Aktivie-
rung eines solchen VermÇgensgegenstands folgt (§ 268 Abs. 8 HGB).

Auch der Jahresabschlussersteller sollte sich dieser Position mit der gebotenen Aufmerksamkeit
n�hern. Zun�chst einmal gilt nach der Auffassung der BStBK bei der Bilanzerstellung nichts an-
deres als im gesamten AnlagevermÇgen; das bedeutet:188

Notwendig189 ist ein �berblick Åber das Anlageverzeichnis sowie Åber die Zu- und Abg�nge durch Kaufver-
tr�ge, Abgangslisten, Eingangs- und Ausgangsrechnungen. Als Ziel ist zu definieren, die Ver�nderungen im
AnlagevermÇgen vollst�ndig zu erfassen.

Unerl�sslich muss eine �berprÅfung stattfinden, ob die HÇhe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
korrekt ermittelt wurde (siehe hierzu insbesondere Kap. 7.2.2.3.1). Außerdem ist sicherzustellen, dass die
Anschaffungs- und Herstellungsvorg�nge von den Instandhaltungsaufwendungen richtig unterschieden
wurden.

Die Eigentumsnachweise mÅssen zumindest fÅr die wesentlichen AnlagegÅter vorliegen; zu prÅfen ist zu-
dem die Belastung von AnlagegÅtern durch Rechte Dritter. An dieser Stelle ist auch die Frage des wirt-
schaftlichen Eigentums zu ÅberprÅfen.

Die Anwendung der korrekten Abschreibungsmethoden ist sicherzustellen. Insbesondere bei einemWech-
sel muss die Zul�ssigkeit dafÅr gegeben sein. Die GrÅnde fÅr den Wechsel sind zudem zu kl�ren.Wurden
außerplanm�ßige Abschreibungen vorgenommen, sind die GrÅnde nachzuvollziehen.Waren solche in der
Vergangenheit vorhanden, ist zu prÅfen, ob Wertaufholungen vorzunehmen sind, weil die GrÅnde entfallen
sind.

Bei Personenunternehmen ist die korrekte Abgrenzung des Betriebs- vom PrivatvermÇgen vorzunehmen.

187 Hoffmann/LÅdenbach, NWB Kommentar Bilanzierung, 11. Aufl. 2020, § 266 Rz. 21.

188 Bundessteuerberaterkammer, Checkliste zur Plausibilit�tsbeurteilung bei der Erstellung von JahresabschlÅssen, Stand:
13.4.2017, Abschnitt IV.1, abrufbar unter www.bstbk.de.

189 Bearbeitungsschritte lt. BStBK
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Des Weiteren empfiehlt es sich – wie generell beim AnlagevermÇgen, also nicht nur bei dessen
immateriellem Teil – auch folgende Fragen zu kl�ren:

Ist der Bilanzausweis entsprechend dem Gliederungsschema des § 266 HGB – hier Abs. 2 A. I. der Vorschrift
– richtig? Die Standardkonten im SKR 03 sind im Bereich der Kontonummern 0010 bis 0048 vorgesehen,
beim SKR 04 von 0100 bis 0179. Deren Verwendung hat den Vorteil, dass sich – im Fall der gleichzeitigen
Verwendung von Standardzuordnungstabellen oder vergleichbaren Techniken– der korrekte Ausweis pro-
grammgesteuert ergibt.

Soll der VermÇgensgegenstand auf Dauer dem Betrieb dienen?

Wird das AnlagevermÇgen noch genutzt oder ist es ggf. mangels Verwendung oder aus anderen GrÅnden
wertlos geworden?

Entspricht der ErÇffnungsbilanzwert dem Schlussbilanzwert des Vorjahres?

Sind eventuelle Besonderheiten bei der Ermittlung der Anschaffungskosten richtig berÅcksichtigt worden
(Fremdw�hrungspositionen, Kauf gegen Raten, Kauf gegen Rentenzahlung, Investitionszulagen und -zu-
schÅsse sowie ggf.Weiteres)?

Stimmt der (nur fÅr interne Zwecke gefÅhrte, weil von der kleinen Kapitalgesellschaft nicht offenlegungs-
pflichtige) Anlagespiegel mit den Zu- und Abg�ngen der Finanzbuchhaltung sowie den Kontenwerten und
darÅber hinaus den Vortr�gen aus dem Vorjahr Åberein? Stimmen beide Rechenwerke (FinanzbuchfÅhrung
bzw. Jahresabschluss und Anlagespiegel) mit der „Anlagenkartei“ (moderner: den Werten des Anlagenpro-
gramms) Åberein?

Folgende, ausschließlich die immateriellen VermÇgensgegenst�nde betreffenden �berprÅfun-
gen werden darÅber hinaus empfohlen:

Wurde in der Handelsbilanz das Aktivierungsverbot von § 248 Abs. 2 Satz 2 HGB beachtet (selbst geschaffe-
ne Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, Kundenlisten oder vergleichbare immaterielle VermÇgensgegenst�n-
de)?

Wurde das Aktivierungsverbot fÅr Forschungskosten beachtet (§ 255 Abs. 2 Satz 4 HGB)? Wurde auch be-
achtet, dass Entwicklungskosten ebenfalls nicht aktivierbar sind, falls sie von den Forschungskosten nicht
zu unterscheiden sind (§ 255 Abs. 2a Satz 4 HGB)?

Wurde die AusschÅttungssperre des § 268 Abs. 8 HGB beachtet, falls selbst erstellte VermÇgensgegenst�n-
de des AnlagevermÇgens aktiviert wurden?

Wurde zwischen der Handels- und Steuerbilanz fÅr den Fall unterschieden, dass eine Aktivierung von selbst
geschaffenen immateriellen WirtschaftsgÅtern des AnlagevermÇgens vorgenommen worden ist, weil diese
steuerlich nicht zul�ssig ist (§ 5 Abs. 2 EStG)?

Falls sich die Ans�tze dem Grunde und/oder der HÇhe nach zwischen der Handels- und Steuerbilanz unter-
scheiden: Wurde die Folge bei den latenten Steuern berÅcksichtigt? Siehe hierzu auch Kap. 7.2.11.

Wurde im steuerlichen Abschluss beachtet, dass eine Anwendung von § 7g EStG nicht mÇglich ist, weil die-
se Vorschrift nur materielle WirtschaftsgÅter zum Gegenstand hat?

Sollten sich im Einzelfall, aus dessen Besonderheiten heraus begrÅndet, weitere Plausibilit�ts-
prÅfungen als notwendig, sinnvoll oder gar unerl�sslich ergeben, sind diese im erforderlichen
Umfang zus�tzlich vorzunehmen.

7.2.2.5 Fazit

Schon die erste Bilanzposition macht deutlich, dass eine qualifizierte Jahresabschlussbearbei-
tung weit darÅber hinausgeht, die Abschreibungen des Anlagenprogramms (automatisch) zu
buchen. Bereits die Checkliste zur Erstellung von JahresabschlÅssen von der Bundessteuerbera-
terkammer zeigt auf, welche zus�tzlichen Arbeiten zu erledigen sind. Der Autor geht davon aus,
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dass die Kammer auch seinen weiteren �berprÅfungsmaßnahmen, insbesondere bei der Erstel-
lung eines Abschlusses mit Plausibilit�ts- oder gar mit umfassenden Beurteilungen, nicht als
ÅberflÅssig widersprechen wÅrde. Zu beachten sind bei der Bearbeitung insbesondere der Un-
terschied zwischen der Handels- und der Steuerbilanz bezÅglich der selbst erstellten immate-
riellen Positionen sowie ggf. die Folgen bei latenten Steuern. Nicht vergessen werden darf aber
auch, dass immaterielle Positionen steuerlich als nicht beweglich gelten.

7.2.3 Ansatz und Bearbeitung des Gesch�fts- oder Firmenwerts

Nach den immateriellen VermÇgensgegenst�nde folgt nunmehr die rechtliche Einordnung eines
Gesch�fts- oder Firmenwerts sowie die Erl�uterung der sinnvollen Jahresabschlussarbeiten.

7.2.3.1 Gesetzliche Regelung zum Ausweis

Nach § 266 Abs. 2 A. I. HGB sind die immateriellen VermÇgensgegenst�nde wie folgt auszuwei-
sen:

1. selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und �hnliche Rechte und Werte;

2. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und �hnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten;

3. Gesch�fts- oder Firmenwert;

4. geleistete Anzahlungen.

Aus der gesetzlichen Formulierung wird ersichtlich, dass der Gesch�fts- oder Firmenwert eine
gesonderte Position im Bilanzgliederungsschema hat.

Ein Ausweis (Ansatz) ist nur dann geboten und zul�ssig, wenn es sich um einen entgeltlichen
Erwerb des (derivativen) Gesch�fts- oder Firmenwerts handelt. Der selbst geschaffene (origin�-
re) Gesch�fts- oder Firmenwert darf nicht aktiviert werden, was mit der Regelung in § 246 Abs. 1
Satz 4 HGB zu begrÅnden ist: Diese definiert n�mlich zum einen den Gesch�fts- oder Firmen-
wert fÅr Zwecke der Bilanzierung (siehe Kap. 7.2.3.2.1) und formuliert zugleich, dass die Gegen-
leistung, also der Kaufpreis fÅr ein Unternehmen, in die Bemessung des Gesch�fts- oder Firmen-
werts eingeht. Im Umkehrschluss bedeutet dies, ohne einen Kaufpreis oder – anders aus-
gedrÅckt – ohne einen entgeltlichen Erwerb darf keine Aktivierung erfolgen.

7.2.3.2 Begriff, Abgrenzung und Bewertung

7.2.3.2.1 Handelsbilanz

Der Gesch�fts- oder Firmenwert ist in § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB wie folgt definiert:

„Der Unterschiedsbetrag, um den die fÅr die �bernahme eines Unternehmens bewirkte Gegenleis-
tung den Wert der einzelnen VermÇgensgegenst�nde des Unternehmens abzÅglich der Schulden
im Zeitpunkt der �bernahme Åbersteigt (entgeltlich erworbener Gesch�fts- oder Firmenwert), gilt
als zeitlich begrenzt nutzbarer VermÇgensgegenstand.“
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BBEEIISSPPIIEELL:: PDie AB-GmbH erwirbt das Einzelunternehmen von C. Gegenstand des Erwerbs sind Aktiva mit
einem beizulegenden Zeitwert von 50.400A. Außerdem werden betriebliche Schulden i. H. von 12.800A
Åbernommen. Der Kaufpreis betr�gt 55.000A.

LL��SSUUNNGG:: PDer Gesch�fts- oder Firmenwert ist wie folgt zu ermitteln:

Kaufpreis 55.000A

Beizulegender Zeitwert der VermÇgensgegenst�nde 50.400A

abzÅglich Åbernommene Schulden -12.800A

37.600A -37.600A

= Zugangsbewertung Gesch�fts- oder Firmenwert 17.400B

Beim Gesch�fts- oder Firmenwert handelt es sich „eigentlich“ nicht um einen VermÇgensgegen-
stand, da er nicht einzeln verwertbar ist. Das Gesetz definiert ihn aber als solchen, er „gilt“ des-
halb als VermÇgensgegenstand und ist diesen somit gleichgestellt. Ein Gesch�fts- oder Firmen-
wert kann nur beim Erwerb eines Unternehmens (bzw. Teilen davon)190 in Form von einzelnen
VermÇgensgegenst�nden – „assets“ – (und ggf. der �bernahme der Schulden) entstehen, im
handelsrechtlichen Einzelabschluss aber niemals bei der �bernahme der Anteile – „shares“.
Beim sog. share-deal werden Anteile erworben, bei deren einheitlicher Bilanzierung (= eine Bi-
lanzposition) der Gesch�fts- oder Firmenwert im Wert enthalten ist.

Hinsichtlich der allgemeinen AusfÅhrungen zur Zugangsbewertung mit den Anschaffungskos-
ten kann auf die Åblichen Grundlagen zurÅckgegriffen werden. Auch bei der Folgebewertung
gelten zun�chst keine Besonderheiten: Da die „Nutzung“ des Gesch�fts- oder Firmenwerts zeit-
lich begrenzt ist, sind, ausgehend vom Wert der Zugangsbewertung (Anschaffungskosten),
planm�ßige und ggf. außerplanm�ßige Abschreibungen vorzunehmen (§ 253 Abs. 1 Satz 1 HGB
i.V.mit § 253 Abs. 3 und 5 HGB).

Problematisch kann es allerdings sein, die Nutzungsdauer des Gesch�fts- oder Firmenwerts
sachgerecht zu bestimmen. Nach dem Gesetz (§ 253 Abs. 3 Satz 2 HGB) ist es erforderlich, Ab-
schreibungen auf die Gesch�ftsjahre zu verteilen, in denen der Gesch�fts- oder Firmenwert vor-
aussichtlich genutzt werden kann. Kann in Ausnahmef�llen die voraussichtliche Nutzungsdauer
eines Gesch�fts- oder Firmenwerts nicht verl�sslich gesch�tzt werden, ist von einer Nutzungs-
dauer Åber zehn Jahre auszugehen (vgl. § 253 Abs. 3 Satz 4 HGB). Der Gesetzgeber hat jedoch
eindeutig zum Ausdruck gebracht, die zehnj�hrige Nutzungsdauer kommt nur dann infrage,
wenn eine verl�ssliche Sch�tzung nicht mÇglich ist. Die Regelung darf deshalb keinesfalls so ver-
standen werden, dass generell von einem zehnj�hrigen Verteilungszeitraum ausgegangen wer-
den kann.

Hinweise zur sachgerechten Sch�tzung der Nutzungsdauer finden sich in der Fachliteratur;191

siehe insbesondere auch DRS 23.121.

HHIINNWWEEIISS::

Falls insbesondere die zehnj�hrige Nutzungsdauer zu einem zu hohen Wertansatz fÅhrt, sind nach § 253
Abs. 3 Satz 5 HGB außerplanm�ßige Abschreibungen vorzunehmen. Dies gilt immer dann und zwar zwin-
gend, wenn die Wertminderungen dauerhaft sind.

190 Zur Abgrenzung vgl. Hoffmann/LÅdenbach, NWB Kommentar Bilanzierung, 11. Aufl. 2020, § 246 Rz. 383 ff.

191 AusfÅhrlich zu dem Thema, aber auch zur Sch�tzung der Nutzungsdauer Eggert, Nutzungsdauer der selbst erstellten
immateriellen VermÇgensgegenst�nde sowie des Gesch�fts- oder Firmenwerts, BBK 17/2015 S. 809, NWB
JAAAF-00488.
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Nach der Vornahme einer außerplanm�ßigen Abschreibung ist im Fall der anschließenden
Werterholung eine Zuschreibung auf den planm�ßigen Restbuchwert nicht zul�ssig. § 253
Abs. 5 Satz 2 HGB schließt dies, anders als bei den anderen VermÇgensgegenst�nden, bei denen
die Zuschreibung bei einer Werterholung geboten ist, ausdrÅcklich aus. Die Regelung ist auch
verst�ndlich, da die Werterholung vom Unternehmen selbst geschaffen wurde. Ein origin�rer
Gesch�fts- oder Firmenwert darf aber nicht bilanziert werden (vgl. Kap. 7.2.3.1).

7.2.3.2.2 Abweichungen in der Steuerbilanz

7.2.3.2.2.1 Grundlagen

Neben den bekannten grundlegenden Abweichungen zwischen der Handels- und der Steuer-
bilanz ist insbesondere § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG zu beachten. Danach gilt von Gesetzes wegen – im
Fall von EinkÅnften aus Gewerbebetrieb sowie aus Land- und Forstwirtschaft – eine Nutzungs-
dauer von 15 Jahren fÅr den Gesch�fts- oder Firmenwert in der Steuerbilanz. FÅhrt diese im Lau-
fe der Jahre zu einer zu hohen Bewertung, kann nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG eine Minderung
auf den niedrigeren Teilwert vorgenommen werden (Wahlrecht).192

HHIINNWWEEIISS::

Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Wertminderung von Dauer sein muss, was nach der Åbereinstim-
menden Definition von BFH und BMF bedeutet, dass der Wert zum Bilanzstichtag mindestens fÅr die halbe
Restnutzungsdauer unter dem planm�ßigen Restbuchwert liegen muss.193

BBEEIISSPPIIEELL:: P Bei der EF-KG wurde am 1.1.01 ein Gesch�fts- oder Firmenwert mit 150.000A in der Steuer-
bilanz bilanziert (Zugangsbewertung). Der Teilwert des Gesch�fts- oder Firmenwerts betr�gt am
31.12.03

a) 70.000A,

b) 30.000A.

Ist eine Teilwertabschreibung zul�ssig?

LL��SSUUNNGG:: PDer planm�ßige Restbuchwert nach der halben Restnutzungsdauer betr�gt am 31.12.03
120.000A - 6 Jahre � 10.000A planm�ßige AfA = 60.000A. Im Fall a) liegt der Teilwert Åber diesem Be-
trag und die Teilwertabschreibung ist unzul�ssig. Im Fall b) liegt der Teilwert unter dem Wert von
60.000A. Die Teilwertabschreibung kann vorgenommen werden.194

HHIINNWWEEIISS::

Als Folge der regelm�ßig vorhandenen Differenzen zwischen der Handels- und der Steuerbilanz ist die Bi-
lanzierung von latenten Steuern gem. § 274 HGB zu prÅfen.

7.2.3.2.2.2 Exkurs: Anteilserwerb an einer Personengesellschaft

Im Kap. 7.2.3.2.1 wurde erl�utert, dass der Erwerb eines Anteils in der Handelsbilanz zu keiner
Bilanzierung eines Gesch�fts- oder Firmenwerts fÅhren kann.

192 BMF, Schreiben v. 20.11.1986 - IV B 2 - S 2172 - 13/86, BStBl 1986 I S. 532, NWB RAAAA-76968.

193 BMF, Schreiben v. 2.9.2016 - IV C 6 - S 2171 -b/09/10002 :002, BStBl 2016 I S. 995, NWB BAAAF-81512, Rz. 8 ff. In dem
Schreiben finden sich auch Nachweise zur BFH-Rechtsprechung.

194 Die steuerliche Teilwertabschreibung ist niemals zwingend; es handelt sich immer (nur) um ein Wahlrecht (vgl. § 6
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG: „kann dieser angesetzt werden“).
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